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Referentenentwurf 

der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben für 
die Genehmigung und die Überwachung von Industrie-Anlagen und für 
die Lärmaktionsplanung 

A. Problem und Ziel 

Die Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 über Industrieemissionen (im Folgenden: Industrieemissions-Richtlinie) schreibt die 
Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit bei der Erteilung von Genehmigungen für wesent-
liche Änderungen vor. Nach der Richtlinie gilt jede Änderung der Beschaffenheit oder der 
Funktionsweise oder Erweiterung einer Anlage als wesentlich, wenn die Änderung oder 
Erweiterung für sich genommen die Kapazitätsschwellenwerte in Anhang 1 erreicht (Art. 20 
Abs. 3). Bei Erreichen der Kapazitätsschwellenwerte, die in der 4. Verordnung zur Durch-
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) umgesetzt sind, ist also eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Änderungsgenehmigung zwingend erforderlich. Unerheb-
lich ist, ob der Vorhabenträger ein Absehen von der Öffentlichkeitsbeteiligung beantragt 
oder ob erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter des BImSchG nicht zu 
besorgen sind.  

Die Richtlinie erfordert zudem, dass die Überwachung bei Beschwerden wegen ernsthafter 
Umweltbeeinträchtigungen, bei ernsthaften umweltbezogenen Unfällen und Vorfällen und 
bei Verstößen gegen die Vorschriften sobald wie möglich und gegebenenfalls vor der Aus-
stellung, Erneuerung oder Aktualisierung einer Genehmigung vorzunehmen ist (Art. 23 Abs. 
5 der Richtlinie). 

Weiterhin besteht Umsetzungsbedarf im Recht der Lärmminderungsplanung: Die Richtlinie 
2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über die Be-
wertung und Bekämpfung von Umgebungslärm (Umgebungslärmrichtlinie) ist geändert 
worden durch Art. 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. Juni 2019 zur Angleichung der Berichterstattungspflichten im 
Bereich der Rechtsvorschriften mit Bezug zur Umwelt und zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 166/2006 und (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Richtlinien 2002/49/EG, 2004/35/EG, 2007/2/EG, 2009/147/EG und 2010/63/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 338/97 und (EG) Nr. 
2173/2005 des Rates und der Richtlinie 86/278/EWG des Rates. Die Änderung sieht vor, 
dass Überprüfungen und Überarbeitungen der Lärmaktionspläne, die nach bisher geltender 
EU-Rechtslage im Jahr 2023 stattfinden sollten, verschoben werden und spätestens bis 
zum 18. Juli 2024 stattfinden. Die Verschiebung um ein Jahr soll ausweislich des Erwä-
gungsgrundes 6 der Verordnung (EU) 2019/1010 mehr Zeit bieten für die Überprüfung und 
Überarbeitung von Lärmaktionsplänen nach Ausarbeitung der jeweiligen Lärmkarten. Die 
Verschiebung soll auch mehr Zeit für die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Lärmaktionspla-
nung ermöglichen. 

B. Lösung 
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Der vorliegende Gesetzentwurf konkretisiert einschlägige Regelungen im Umweltrecht im 
Sinne der Anforderungen der Industrieemissions-Richtlinie und der geänderten Umge-
bungslärmrichtlinie.  

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für Bürgerinnen und Bürger entsteht kein Erfüllungsaufwand. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Die Ermittlungen zum Erfüllungsaufwand der Verwaltung haben gezeigt, dass hinsichtlich 
der Änderungen zur Genehmigung und Überwachung von Industrieanlagen kaum Verän-
derungen im Verwaltungsvollzug zu erwarten sind (siehe unten, E.3). Dementsprechend 
sind auch die hierdurch verursachten Kosten für die Wirtschaft vernachlässigbar. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Es werden keine neuen Informationspflichten eingeführt. Daher entstehen auch keine 
neuen Bürokratiekosten. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Gesetzentwurf betrifft den Verwaltungsvollzug durch Landesbehörden. Für den Bund 
und für die Kommunen entsteht daher kein Erfüllungsaufwand. 15 Bundesländer haben zu 
dem erwarteten Erfüllungsaufwand Stellung genommen. 

Diese Länder schätzen den Erfüllungsaufwand ihrer Behörden wie folgt: 

Viele Länder geben an, dass der Vollzug den Änderungen bereits entspricht.  

Die meisten Länder erwarten daher keinen oder einen geringen Erfüllungsaufwand.  

Manche Länder erwarten einen Erfüllungsaufwand für die Änderung des § 16 Absatz 2 BIm-
SchG. Der erwartete Aufwand beläuft sich in der Summe auf circa 65.500 € jährlich. 

Für die Regelung in § 9 Absatz 4 IZÜV erwartet ein Land zusätzliche Kosten in Höhe von 
circa 4.600 €. 
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F. Weitere Kosten 

Weitere Kosten, etwa für die Wirtschaft, für soziale Sicherungssysteme oder Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau sind nicht zu erwarten. 
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Referentenentwurf der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben 
für die Genehmigung und die Überwachung von Industrie-Anlagen und 

für die Lärmaktionsplanung 1) 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Das Bundes-Immissionsschutzgesetz, das zuletzt durch […] geändert worden ist, wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 16 Absatz 2 wird folgender Satz 5 eingefügt: 

„Die öffentliche Bekanntmachung sowie die Auslegung sind stets erforderlich, wenn die 
Änderung oder Erweiterung des Betriebs einer Anlage nach der Industrieemissions-
Richtlinie für sich genommen die Leistungsgrenzen oder Anlagengrößen, die im An-
hang zur Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen mit einem E gekenn-
zeichnet sind, erreichen.“ 

2. Dem § 47d Absatz 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Überprüfungen und Überarbeitungen, die gemäß Satz 1 im Jahr 2023 stattfinden soll-
ten, finden spätestens bis zum 18. Juli 2024 statt.“ 

3. In § 47f Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe „Artikels 13 Absatz 2“ durch die Angabe „Ar-
tikels 12a“ ersetzt und nach der Angabe „Richtlinie 2002/49/EG“ die Wörter „in der je-
weils geltenden Fassung“ eingefügt. 

4. In § 51a Absatz 3 Satz 4 wird die Angabe „21“ durch die Angabe „20“ ersetzt.  

5. In § 52a Absatz 4 werden nach dem Wort „Rechtsverordnungen“ die Wörter „sobald 
wie möglich und gegebenenfalls vor der Ausstellung, Erneuerung oder Aktualisierung 
einer Genehmigung“ eingefügt. 

                                                
1) Artikel 1 Nummer 1 und 5, Artikel 2 und Artikel 3 dienen der Umsetzung der Richtlinie 2010/75/EU des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über Industrieemissionen (ABl. L 
334/17 vom 17. Dezember 2010). Artikel 1 Nummer 2 dient der Umsetzung des Art. 2 Nummer 2 der 
Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 zur An-
gleichung der Berichterstattungspflichten im Bereich der Rechtsvorschriften mit Bezug zur Umwelt und 
zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 166/2006 und (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen Parla-
ments und des Rates, der Richtlinien 2002/49/EG, 2004/35/EG, 2007/2/EG, 2009/147/EG und 
2010/63/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 338/97 und 
(EG) Nr. 2173/2005 des Rates und der Richtlinie 86/278/EWG des Rates (ABl L 170/115 vom 25. Juni 
2019). Artikel 1 Nummer 3 dient der Umsetzung der Verordnung (EU) 2019/1243 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Anpassung von Rechtsakten, in denen auf das 
Regelungsverfahren mit Kontrolle Bezug genommen wird, an Artikel 290 und 291 des Vertrags über 
die Arbeitsweise der Europäischen Union (Abl. L 198/241 vom 20. Juni 2019). 
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Artikel 2 

Änderung der Verordnung zur Regelung des Verfahrens bei Zu-
lassung und Überwachung industrieller Abwasserbehandlungs-

anlagen und Gewässerbenutzungen 

In § 9 Absatz 4 der Verordnung zur Regelung des Verfahrens bei Zulassung und Über-
wachung industrieller Abwasserbehandlungsanlagen und Gewässerbenutzungen, die zu-
letzt durch Artikel 254 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert worden 
ist, werden nach dem Wort „Umweltbeeinträchtigungen“ die Wörter „sobald wie möglich und 
gegebenenfalls vor der Ausstellung, Erneuerung oder Aktualisierung einer Genehmigung“ 
eingefügt. 

Artikel 3 

Änderung der Deponieverordnung 

In § 22a Absatz 4 der Deponieverordnung vom 27. April 2009 (BGBl. I S. 900), die 
zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 30. Juni 2020 (BGBl. I S. 1533) geändert worden 
ist, werden nach dem Wort „Rechtsverordnungen“ die Wörter „sobald wie möglich und ge-
gebenenfalls vor der Ausstellung, Erneuerung oder Aktualisierung einer Genehmigung“ ein-
gefügt. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am [einsetzen: Datum des ersten Tages des auf die Verkündung 
folgenden Quartals] in Kraft.  
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Begründung 

A. Allgemeiner Teil 

I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 

Die Richtlinie 2010/75/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 
2010 über Industrieemissionen (im Folgenden: Industrieemissions-Richtlinie) schreibt die 
Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit bei der Erteilung von Genehmigungen für wesent-
liche Änderungen vor. Nach der Richtlinie gilt jede Änderung der Beschaffenheit oder der 
Funktionsweise oder Erweiterung einer Anlage als wesentlich, wenn die Änderung oder 
Erweiterung für sich genommen die Kapazitätsschwellenwerte in Anhang 1 erreicht (Art. 20 
Abs. 3). In einem solchen Fall ist also eine Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Änderungsge-
nehmigung zwingend erforderlich. Unerheblich ist, ob der Vorhabenträger ein Absehen von 
der Öffentlichkeitsbeteiligung beantragt oder ob erhebliche nachteilige Auswirkungen auf 
die Schutzgüter des BImSchG nicht zu besorgen sind.  

Die Richtlinie erfordert zudem, dass die Überwachung bei Beschwerden wegen ernsthafter 
Umweltbeeinträchtigungen, bei ernsthaften umweltbezogenen Unfällen und Vorfällen und 
bei Verstößen gegen die Vorschriften sobald wie möglich und gegebenenfalls vor der Aus-
stellung, Erneuerung oder Aktualisierung einer Genehmigung vorzunehmen ist (Art. 23 Abs. 
5 der Richtlinie). 

Der vorliegende Gesetzentwurf konkretisiert einschlägige Regelungen im Umweltrecht im 
Sinne der Anforderungen der Industrieemissions-Richtlinie.  

Weiterhin besteht Umsetzungsbedarf im Recht der Lärmminderungsplanung: Die Richtlinie 
2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 über die Be-
wertung und Bekämpfung von Umgebungslärm (Umgebungslärmrichtlinie) ist geändert 
worden durch Art. 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 5. Juni 2019 zur Angleichung der Berichterstattungspflichten im 
Bereich der Rechtsvorschriften mit Bezug zur Umwelt und zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 166/2006 und (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates, 
der Richtlinien 2002/49/EG, 2004/35/EG, 2007/2/EG, 2009/147/EG und 2010/63/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 338/97 und (EG) Nr. 
2173/2005 des Rates und der Richtlinie 86/278/EWG des Rates. Die Änderung sieht vor, 
dass Überprüfungen und Überarbeitungen der Lärmaktionspläne, die nach bisher geltender 
EU-Rechtslage im Jahr 2023 stattfinden sollten, verschoben werden und spätestens bis 
zum 18. Juli 2024 stattfinden. Die Verschiebung um ein Jahr soll ausweislich des Erwä-
gungsgrundes 6 der Verordnung (EU) 2019/1010 mehr Zeit bieten für die Überprüfung und 
Überarbeitung von Lärmaktionsplänen nach Ausarbeitung der jeweiligen Lärmkarten. Die 
Verschiebung soll auch mehr Zeit für die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Lärmaktionspla-
nung ermöglichen. 

II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 

Wenn Industrie-Anlagen dergestalt geändert oder erweitert werden, dass die Schwellen-
werte nach der Industrieemissions-Richtlinie (die in der 4. BImSchV umgesetzt sind) über-
schritten werden, wird zukünftig stets die Öffentlichkeit im Genehmigungsverfahren betei-
ligt.  
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Zudem wird klargestellt, dass Anlagen bei ernsthaften umweltbezogenen Unfällen und Vor-
fällen und bei Verstößen gegen die Vorschriften sobald wie möglich überprüft werden, un-
abhängig davon, wann die Genehmigung ausgestellt wurde oder wann die Genehmigung 
erneuert oder aktualisiert wird. 

III. Alternativen 

Keine. 

IV. Gesetzgebungskompetenz 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11, 
24, 32 Grundgesetz.  

§ 23 Absatz 1 Nummer 8 WHG ermächtigt die Bundesregierung zur Festlegung eines Zeit-
punktes, wann die zuständige Behörde Überprüfungen vorzunehmen und die nach § 60 
Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit § 13 Absatz 1 und 2 WHG festzulegenden Auflagen zu 
erlassen hat. 

§ 36 Absatz 4 Satz 4 KrWG ermächtigt die Bundesregierung zur Festlegung eines Zeit-
punktes, wann die zuständige Behörde Überprüfungen vorzunehmen und die in § 36 Absatz 
4 Satz 3 festgelegten Auflagen zu erlassen hat. 

Der Gesetzentwurf regelt das Verwaltungsverfahren im Sinne des Artikel 84 Absatz 1 Satz 
5 des Grundgesetzes ohne Abweichungsmöglichkeit durch die Länder. 

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen 
Verträgen 

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung von Unionsrecht und ist mit Unions- und Völker-
recht vereinbar.  

VI. Gesetzesfolgen 

Hinsichtlich der Regelungen zur Genehmigung und Überwachung von Industrie-Anlagen 
hat der Gesetzentwurf keine wesentlichen Auswirkungen. Die Verwaltungspraxis entspricht 
schon in den meisten Bundesländern der angestrebten Rechtslage (siehe Näheres bei 4. 
Erfüllungsaufwand). Die Verschiebung der Lärmaktionsplanung führt zu einer größeren 
Zeitspanne zwischen der Erarbeitung von Lärmkarten und der Überprüfung und Überarbei-
tung von Lärmaktionsplänen von bislang einem zu ab 2023 zwei Jahren. 

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 

Die Regelung des § 47d Absatz 5 Satz 2 BImSchG gibt den Bundesländern und dem Ei-
senbahn-Bundesamt mehr Zeit bei der Überprüfung und Überarbeitung von Lärmaktions-
plänen. 

2. Nachhaltigkeitsaspekte 

Die Indikatoren und die Prinzipien nachhaltiger Entwicklung der Deutschen Nachhaltigkeits-
strategie wurden geprüft. Die Verordnung trägt zu einer nachhaltigen Entwicklung bei. 
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

4. Erfüllungsaufwand 

Der Gesetzentwurf betrifft den Verwaltungsvollzug durch Landesbehörden. Für den Bund 
und für die Kommunen entsteht daher kein Erfüllungsaufwand. 15 Bundesländer haben zu 
dem erwarteten Erfüllungsaufwand Stellung genommen. 

Diese Länder schätzen den Erfüllungsaufwand ihrer Behörden wie folgt: 

Viele Länder geben an, dass der Vollzug den Änderungen bereits entspricht.  

Die meisten Länder erwarten keinen oder einen geringen Erfüllungsaufwand.  

Manche Länder erwarten einen Erfüllungsaufwand für die Änderung des § 16 Absatz 2 BIm-
SchG. Der erwartete Aufwand beläuft sich in der Summe auf circa 65.500 € jährlich. 

Für die Regelung in § 9 Absatz 4 IZÜV erwartet ein Land zusätzliche Kosten in Höhe von 
circa 4.600 €. 

Der Erfüllungsaufwand der Verwaltung zeigt, dass hinsichtlich der Änderungen zur Geneh-
migung und Überwachung von Industrieanlagen kaum Veränderungen im Verwaltungsvoll-
zug zu erwarten sind. Dementsprechend sind auch die hierdurch verursachten Kosten für 
die Wirtschaft vernachlässigbar. 

5. Weitere Kosten 

Weitere Kosten, etwa für die Wirtschaft, für soziale Sicherungssystem oder Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau sind nicht zu erwarten. 

6. Weitere Gesetzesfolgen 

Keine. 

VII. Befristung; Evaluierung 

Eine Befristung scheidet aus, da auch das umzusetzende Unionsrecht nicht befristet ist. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes) 

Zu Nummer 1 

Die Änderung dient der Umsetzung von Unionsrecht. Die Richtlinie 2010/75/EU über In-
dustrieemissionen erfordert die Möglichkeit der Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit 
bei der Erteilung von Genehmigungen für wesentliche Änderungen. Nach der Richtlinie gilt 
jede Änderung der Beschaffenheit oder der Funktionsweise oder Erweiterung einer Anlage 
als wesentlich, wenn die Änderung oder Erweiterung für sich genommen die Kapazitäts-
schwellenwerte in Anhang 1 erreicht (Art. 20 Abs. 3). In einem solchen Fall ist also eine 
Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Änderungsgenehmigung zwingend erforderlich. Unerheb-
lich ist, ob der Vorhabenträger ein Absehen von der Öffentlichkeitsbeteiligung beantragt 
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oder ob erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter des BImSchG nicht zu 
besorgen sind. 

Zu Nummer 2 

Die Richtlinie 2002/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Juni 2002 
über die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm (Umgebungslärmrichtlinie) ist 
geändert worden durch Art. 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2019/1010 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 5. Juni 2019 zur Angleichung der Berichterstattungspflich-
ten im Bereich der Rechtsvorschriften mit Bezug zur Umwelt und zur Änderung der Verord-
nungen (EG) Nr. 166/2006 und (EU) Nr. 995/2010 des Europäischen Parlaments und des 
Rates, der Richtlinien 2002/49/EG, 2004/35/EG, 2007/2/EG, 2009/147/EG und 2010/63/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnungen (EG) Nr. 338/97 und (EG) 
Nr. 2173/2005 des Rates und der Richtlinie 86/278/EWG des Rates.  

Die Änderung sieht vor, dass Überprüfungen und Überarbeitungen der Lärmaktionspläne, 
die nach bisher geltender EU-Rechtslage im Jahr 2023 stattfinden sollten, verschoben wer-
den und spätestens bis zum 18. Juli 2024 stattfinden. Die Verschiebung um ein Jahr soll 
ausweislich des Erwägungsgrundes 6 der Verordnung (EU) 2019/1010 mehr Zeit bieten für 
die Überprüfung und Überarbeitung von Lärmaktionsplänen nach Ausarbeitung der jeweili-
gen Lärmkarten. Die Verschiebung soll auch mehr Zeit für die Öffentlichkeitsbeteiligung bei 
der Lärmaktionsplanung ermöglichen. 

Diese Vorgabe wird hiermit in deutsches Recht umgesetzt. 

Zu Nummer 3 

Die Regelungen zur Änderung des Anhangs der Umgebungslärmrichtlinie im Komitologie-
verfahren wurden bereits 2008 und zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1243 geändert. 
Das BImSchG ist noch auf dem Stand von 2002. Die EU-Kommission kann die Anhänge 
der Richtlinie nach dem Verfahren des Artikels 12a der Umgebungslärmrichtlinie anpassen. 
Die Rechtsänderung in der Umgebungslärmrichtlinie wird hiermit im deutschen Recht nach-
vollzogen. Materielle Änderungen sind damit nicht verbunden. Der Einschub „in der jeweils 
geltenden Fassung“ soll die Notwendigkeit solcher rein redaktionellen Rechtsänderungen 
dieser Art zukünftig vermeiden. 

Zu Nummer 4 

Der Verweis auf § 21 der Gefahrstoffordnung ist unzutreffend und wird daher bei Gelegen-
heit dieses Gesetzgebungsverfahrens korrigiert. Inhaltliche Änderungen sind damit nicht 
verbunden. 

Zu Nummer 5 

Die Änderung dient der Umsetzung von Unionsrecht. Die Richtlinie 2010/75/EU über In-
dustrieemissionen erfordert, dass die Überwachung bei Beschwerden wegen ernsthafter 
Umweltbeeinträchtigungen, bei ernsthaften umweltbezogenen Unfällen und Vorfällen und 
bei Verstößen gegen die Vorschriften sobald wie möglich und gegebenenfalls vor der Aus-
stellung, Erneuerung oder Aktualisierung einer Genehmigung vorzunehmen ist (Art. 23 Abs. 
5 der Richtlinie). 

Zu Artikel 2 (Änderung der Verordnung zur Regelung des Verfahrens bei Zulassung 
und Überwachung industrieller Abwasserbehandlungsanlagen und 
Gewässerbenutzungen) 

Die Änderung dient der Umsetzung von Unionsrecht. Die Richtlinie 2010/75/EU über In-
dustrieemissionen erfordert, dass die Überwachung bei Beschwerden wegen ernsthafter 
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Umweltbeeinträchtigungen, bei ernsthaften umweltbezogenen Unfällen und Vorfällen und 
bei Verstößen gegen die Vorschriften sobald wie möglich und gegebenenfalls vor der Aus-
stellung, Erneuerung oder Aktualisierung einer Genehmigung vorzunehmen ist (Art. 23 Abs. 
5 der Richtlinie). 

Zu Artikel 3 (Änderung der Deponieverordnung) 

Die Änderung dient der Umsetzung von Unionsrecht. Die Richtlinie 2010/75/EU über In-
dustrieemissionen erfordert, dass die Überwachung bei Beschwerden wegen ernsthafter 
Umweltbeeinträchtigungen, bei ernsthaften umweltbezogenen Unfällen und Vorfällen und 
bei Verstößen gegen die Vorschriften sobald wie möglich und gegebenenfalls vor der Aus-
stellung, Erneuerung oder Aktualisierung einer Genehmigung vorzunehmen ist (Art. 23 Abs. 
5 der Richtlinie). 

Zu Artikel 4 (Inkrafttreten) 

Artikel 4 regelt das Inkrafttreten. Gemäß dem „Arbeitsprogramm Bessere Rechtsetzung und 
Bürokratieabbau 2018“ der Bundesregierung tritt dieses Gesetz zu Quartalsbeginn in Kraft. 


